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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer 
(Neufassung)
(KOM(2009)0427 – C7-0165/2009 – 2009/0118(CNS))

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren – Konsultation – Neufassung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (KOM(2009)0427),

– gestützt auf Artikel 93 des EG-Vertrags, gemäß dem es vom Rat konsultiert wurde 
(C7-0165/2009),

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
mit dem Titel „Auswirkungen des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon auf die 
laufenden interinstitutionellen Beschlussfassungsverfahren“ (KOM(2009)0665),

– gestützt auf Artikel 113 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001 über die 
systematischere Neufassung von Rechtsakten1,

– in Kenntnis des Schreibens des Rechtsausschusses vom 12. November 2009 an den 
Ausschuss für Wirtschaft und Währung gemäß Artikel 87Absatz 3 seiner 
Geschäftsordnung,

– gestützt auf Artikel 87 und 55 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und Währung (A7-0061/2010),

A. in der Erwägung, dass der vorliegende Vorschlag nach Auffassung der beratenden Gruppe 
der Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission 
keine anderen inhaltlichen Änderungen enthält als jene, die als solche im Vorschlag 
bereits ausgewiesen sind, und in der Erwägung, dass der Vorschlag in Bezug auf die 
Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen der vorangegangenen Rechtsakte 
zusammen mit diesen Änderungen eine reine Kodifizierung der vorhandenen Rechtstexte 
ohne inhaltliche Änderungen darstellt,

1. billigt den Vorschlag der Kommission mit den Anpassungen an die Empfehlungen der 
beratenden Gruppe der Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und 
der Kommission sowie mit den vom Rechtsausschuss gebilligten technischen 
Anpassungen und mit den nachstehenden Änderungen;

1 ABl. C 77 vom 28.3.2002, S. 1
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2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 293 Absatz 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der EU entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission 
und den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Steuerhinterziehung und 
Steuerumgehung über die Grenzen der 
Mitgliedstaaten hinweg führen zu 
Einnahmeverlusten, verletzen das Prinzip 
der Steuergerechtigkeit und können 
Verzerrungen des Kapitalverkehrs und des 
Wettbewerbs verursachen. Sie 
beeinträchtigen folglich das Funktionieren 
des Binnenmarkts.

(Betrifft nicht die deutsche Fassung)

Begründung

(Betrifft nicht die deutsche Fassung)

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Das Europäische Parlament 
bekräftigte in seiner Entschließung vom 
2. September 2008 zu einer koordinierten 
Strategie zur Verbesserung der 
Bekämpfung des Steuerbetruges1, dass 
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das derzeitige Mehrwertsteuersystem 
radikal überholt werden muss, und 
forderte daher die Kommission auf, 
Vorschläge zur Vereinheitlichung der 
Verfahren für die Registrierung und 
Streichung von 
Mehrwertsteuerpflichtigen vorzulegen 
sowie den Mitgliedstaaten den 
automatischen Zugang zu den von 
anderen Staaten gespeicherten nicht 
sensiblen Daten über ihre 
Steuerpflichtigen zu ermöglichen.
_______________________

1 ABl. C 295 E vom 4.12.2009, S. 13.

Begründung

Das Europäische Parlament hat in seinem Bericht für 2008 über Steuerbetrug eine 
verbesserte Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden gefordert.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 (3b) Wenn ein solcher automatischer 
Zugang zu nicht sensiblen Daten gewährt 
wird, ist eine angemessene 
Rechenschaftspflicht der über die Daten 
verfügenden Einrichtung oder Stelle, ein 
ausreichender Schutz und eine zeitlich 
begrenzte Speicherung der 
ausgetauschten Daten sicherzustellen, um 
so eine mangelhafte Datenverwaltung 
oder einen Datenverlust zu verhindern.

Begründung

Ein angemessener Schutz der Daten von Steuerzahlern, die zeitlich begrenzte Speicherung 
dieser Daten und die Rechenschaftspflicht der über die Daten verfügenden Einrichtung oder 
Stelle sind die Grundvoraussetzungen, um eine mangelhafte Datenverwaltung oder einen 
Datenverlust zu verhindern.
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Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) In seiner Entschließung vom 
4. Dezember 2008 zum Sonderbericht 
Nr. 8/2007 des Europäischen 
Rechnungshofes über die 
Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet der 
Mehrwertsteuer1hat das Europäische 
Parlament seine Überzeugung bekundet, 
dass die Schaffung von Eurofisc nur 
dann einen zusätzlichen Nutzen bringen 
kann, wenn zum einen alle 
Mitgliedstaaten zur Teilnahme 
verpflichtet werden und so die Probleme 
vermieden werden, die bei Eurocanet 
aufgetreten sind, und zum anderen die 
Kommission uneingeschränkt an den 
Tätigkeiten von Eurofisc mitwirkt und 
eine koordinierende Rolle übernimmt; 
_______________________

1 ABl. C 12 E vom 28.1.2010, S. 3.

Begründung

Das Europäische Parlament hat bereits 2008 die Einrichtung von Eurofisc gefordert.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 (5b) In seiner Entschließung vom 
4. Dezember 2008 hat das Parlament 
außerdem die Einführung von Eurofisc 
gefordert und auf die dringende 
Notwendigkeit hingewiesen, sich über 
bestehende bewährte Verfahren bei der 
Bekämpfung des grenzüberschreitenden 
MwSt-Betrugs auszutauschen,  sodass 
sowohl angemessene Anreize für eine 
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gebührende Sorgfalt der Mitgliedstaaten 
in Zusammenhang mit der 
Mehrwertsteuer als auch Belohnungen 
für ehrliche Steuerzahler geschaffen 
werden.

Begründung

Eurofisc allein wird das Problem des grenzüberschreitenden Mehrwertsteuerbetrugs nicht 
lösen, wohingegen die Schaffung angemessener Anreize für eine gebührende Sorgfalt der 
Mitgliedstaaten in Zusammenhang mit der Mehrwertsteuer und von Belohnungen für ehrliche 
Steuerzahler wesentlich zur Eindämmung dieser kriminellen Handlungen beitragen könnte.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Angesichts der Sprachenvielfalt in der 
Gemeinschaft und des repetitiven 
Charakters einiger Anfragen sowie um eine 
schnellere Bearbeitung der 
Informationsanfragen zu ermöglichen, ist 
es wichtig, die Verwendung von 
Musterformularen für den 
Informationsaustauschs zur Regel zu 
machen.

(14) Angesichts der Sprachenvielfalt in der 
Gemeinschaft und des repetitiven 
Charakters einiger Anfragen sowie um eine 
schnellere Bearbeitung der 
Informationsanfragen zu ermöglichen, ist 
es wichtig, die Verwendung von 
Musterformularen für den 
Informationsaustauschs zu fördern und zur 
Regel zu machen.

Begründung

Damit soll eine zügige Einführung von Musterformularen in allen Mitgliedstaaten 
sichergestellt werden.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Die Bedingungen für den Austausch 
von in den einzelnen Mitgliedstaaten 
elektronisch gespeicherten Daten und den   
automatisierten  Zugang der 

(20) Die Bedingungen für den Austausch 
von in den einzelnen Mitgliedstaaten 
elektronisch gespeicherten Daten und den 
automatisierten Zugang der Mitgliedstaaten 
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Mitgliedstaaten zu solchen Daten müssen 
eindeutig festgelegt werden. 

zu solchen Daten sowie die Art ihrer 
Speicherung müssen eindeutig festgelegt 
werden.

Begründung

Damit soll sichergestellt werden, dass bei der Speicherung personenbezogener Daten in allen 
Mitgliedstaaten ein Mindestmaß an Sicherheitsnormen eingehalten wird.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) Die in jüngster Zeit gewonnene 
praktische Erfahrung mit der Anwendung 
der Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 im 
Rahmen der Bekämpfung des 
Karussellbetrugs hat gezeigt, dass es für 
eine wirksame Betrugsbekämpfung in 
bestimmten Fällen unabdingbar ist, einen 
Mechanismus für einen wesentlich 
schnelleren Informationsaustausch 
einzurichten, der viel weitergehende und 
gezieltere Informationen umfasst; dieser 
Mechanismus sollte in diese Verordnung 
eingebettet und zugleich flexibel genug 
sein, um sich an neue Betrugsarten 
anzupassen. Das Netzwerk EUROCANET 
(„European Carrousel Network“), das auf 
Initiative Belgiens eingerichtet wurde und 
von der Kommission unterstützt wird, ist 
ein Beispiel für diese Art der 
Zusammenarbeit.

(29) Die in jüngster Zeit gewonnene 
praktische Erfahrung mit der Anwendung 
der Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 im 
Rahmen der Bekämpfung des 
Karussellbetrugs hat gezeigt, dass es für 
eine wirksame Betrugsbekämpfung in 
bestimmten Fällen unabdingbar ist, einen 
Mechanismus für einen wesentlich 
schnelleren Informationsaustausch 
einzurichten, der viel weitergehende und 
gezieltere Informationen umfasst; dieser 
Mechanismus sollte in diese Verordnung 
eingebettet und zugleich flexibel genug 
sein, um sich an neue Betrugsarten 
anzupassen. Das Netzwerk EUROCANET 
(„European Carrousel Network“), das auf 
Initiative Belgiens eingerichtet wurde und 
von der Kommission unterstützt wird, ist 
ein Beispiel für diese Art der 
Zusammenarbeit. Um ein reibungsloses 
Funktionieren dieses Mechanismus zu 
gewährleisten, sollte eine Vorgehensweise 
auf der Ebene der Europäischen Union 
vorgesehen werden!

Begründung

Es sollte darauf hingewiesen werden, dass die Arbeit von Eurofisc auf einer Vorgehensweise 
auf der Ebene der Europäischen Union fußen wird.
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Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) Für die Zwecke der vorliegenden 
Verordnung sollten Beschränkungen 
bestimmter Rechte und Pflichten nach der 
Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten 
und zum freien Datenverkehr erwogen 
werden, um die in Artikel 13 Absatz 1 
Buchstabe e jener Richtlinie genannten 
Interessen zu schützen. Diese 
Beschränkung ist angesichts der 
potenziellen Einnahmenausfälle für die 
Mitgliedstaaten und der entscheidenden 
Bedeutung dieser Informationen für eine 
wirksame Betrugsbekämpfung 
erforderlich und verhältnismäßig.

(35) Für die Zwecke der vorliegenden 
Verordnung sollten Beschränkungen 
bestimmter Rechte und Pflichten nach der 
Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten 
und zum freien Datenverkehr erwogen 
werden, um die in Artikel 13 Absatz 1 
Buchstabe e jener Richtlinie sowie in der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Organe und Einrichtungen der 
Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr1 genannten Interessen zu 
schützen. 
_______________________

1 ABl. L 8  vom 12.1.2001, S. 1.

Begründung

Siehe dazu die Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten vom 30. Oktober 
2009.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36a) Nach Rücksprache mit dem 
Europäischen Datenschutzbeauftragten.

Begründung

Wenn man berücksichtigt, dass die neue Verordnung die Verarbeitung von 
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personenbezogenen Daten bedingen kann, und in Anbetracht des vom Europäischen 
Datenschutzbeauftragten vorgelegten Gutachtens sollte dieses Gutachten in der Präambel des 
Rechtsaktes erwähnt werden.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zu diesem Zweck werden in dieser 
Verordnung Regeln und Verfahren 
festgelegt, nach denen die zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten 
untereinander zusammenarbeiten und 
Informationen austauschen, die für die 
korrekte Festsetzung der Mehrwertsteuer , 
die Kontrolle der richtigen Anwendung der 
Mehrwertsteuer insbesondere auf 
grenzüberschreitende Umsätze sowie die 
Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs 
geeignet sind. In dieser Verordnung 
werden insbesondere die Regeln und 
Verfahren festgelegt, die es den 
Mitgliedstaaten ermöglichen, die besagten 
Informationen elektronisch zu sammeln 
und auszutauschen.

Zu diesem Zweck werden in dieser 
Verordnung Regeln und Verfahren 
festgelegt, nach denen die zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten 
untereinander zusammenarbeiten und alle 
Informationen austauschen, die für die 
korrekte Festsetzung der Mehrwertsteuer , 
die Kontrolle der richtigen Anwendung der 
Mehrwertsteuer insbesondere auf 
grenzüberschreitende Umsätze sowie die 
Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs  
notwendig sind. In dieser Verordnung 
werden insbesondere die Regeln und 
Verfahren festgelegt, die es den 
Mitgliedstaaten ermöglichen, die besagten 
Informationen elektronisch zu sammeln 
und auszutauschen.

Begründung

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist nur dann zulässig, wenn sie für die 
Verfolgung der Zielvorgaben der Maßnahme notwendig ist. Siehe dazu die Stellungnahme des 
Europäischen Datenschutzbeauftragten vom 30. Oktober 2009.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 1a

Im Rahmen der Anwendung der 
vorliegenden Verordnung achten die 
Mitgliedstaaten und die Kommission 
darauf, dass die Rechte und Pflichten, wie 
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sie in der Richtlinie 95/46/EG und der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 aufgeführt 
sind, gewahrt bzw. eingehalten werden;

Begründung

Siehe dazu die Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten vom 30. Oktober 
2009.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten teilen den zuständigen 
Behörden der anderen Mitgliedstaaten 
Informationen nach Artikel 1, von denen 
sie Kenntnis haben und die für die 
anderen Mitgliedstaaten von Nutzen sein 
könnten, spontan mit.

Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten teilen den zuständigen 
Behörden der anderen Mitgliedstaaten 
Informationen nach Artikel 1, von denen 
sie Kenntnis haben und die für die 
korrekte Festsetzung der Mehrwertsteuer, 
die Kontrolle ihrer korrekten Anwendung 
insbesondere auf EU-interne 
Transaktionen sowie die Bekämpfung des 
Mehrwertsteuerbetrugs  notwendig sind, 
spontan mit

Begründung

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist nur dann zulässig, wenn sie für die 
Verfolgung der Zielvorgaben der Maßnahme notwendig ist. Siehe dazu die Stellungnahme des 
Europäischen Datenschutzbeauftragten vom 30. Oktober 2009.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 1 –Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 Die in Buchstabe b genannten Personen 
werden ersucht, ihre Einschätzung der 
Qualität der vorliegenden Informationen 
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abzugeben.

Begründung

Es bedarf eines ausführlicheren Berichtswesens, was die Rückmeldung über die Qualität der 
ausgetauschten Informationen angeht.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Liste und die Einzelheiten der Daten 
nach Absatz 1 Buchstaben b, c und d sowie 
Absatz 2 werden nach dem in Artikel 60 
Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.

3. Die Liste und die Einzelheiten der Daten 
nach Absatz 1 Buchstaben b, c, d und e 
sowie Absatz 2 werden nach dem in 
Artikel 60 Absatz 2 genannten Verfahren 
festgelegt, ohne dabei der ersuchten 
Behörde einen unangemessenen 
Verwaltungsaufwand zu bereiten.

Begründung

Damit soll die Qualität der Rückmeldung einer Behörde verbessert werden, ohne den 
Verwaltungsaufwand zu vergrößern.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jeder Mitgliedstaat gestattet den 
zuständigen Behörden jedes anderen 
Mitgliedstaates einen automatisierten 
Zugang zu den in den Datenbanken nach 
Artikel 18 enthaltenen Informationen.  In 
Bezug auf die in Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe a genannten Informationen sind 
mindestens folgende Einzelangaben 
zugänglich:

Zu dem alleinigen Zweck, einem Verstoß 
gegen die Mehrwertsteuervorschriften 
vorzubeugen, und wenn es zur Kontrolle 
von in einem Mitgliedstaat 
steuerpflichtigen innergemeinschaftlichen 
Warenlieferungen oder Dienstleistungen 
als notwendig erachtet wird, gestattet 
jeder Mitgliedstaat den zuständigen 
Behörden jedes anderen Mitgliedstaates 
einen automatisierten Zugang zu den in 
den Datenbanken nach Artikel 18 
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enthaltenen Informationen. In Bezug auf 
die in Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Informationen sind mindestens 
folgende Einzelangaben zugänglich: 

Begründung

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist nur dann zulässig, wenn eindeutig 
angegeben wird, welchem Zweck sie dient. Außerdem sollten die Risiken begrenzt werden, die 
mit dem automatisierten Zugang zu Datenbanken, welche personenbezogene Daten enthalten 
können, verbunden sind.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Falls die in Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe a aufgeführten Datenbanken 
personenbezogene Daten enthalten, wird 
der automatisierte Zugang zu ihnen auf 
die in Artikel 18 erwähnten Kategorien 
von Daten beschränkt.

Begründung

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist nur dann zulässig, wenn eindeutig 
angegeben wird, welchem Zweck sie dient. Außerdem sollten die Risiken begrenzt werden, die 
mit dem automatisierten Zugang zu Datenbanken, welche personenbezogene Daten enthalten 
können, verbunden sind.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Durch diese Verordnung wird eine 
Struktur zur gemeinsamen Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung und 
Steuerumgehung im Bereich der 
Mehrwertsteuer eingerichtet. Diese 
Struktur erfüllt insbesondere folgende 

1. Durch diese Verordnung wird auf der 
Ebene der Europäischen Union eine 
Struktur zur Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung und Steuerumgehung 
im Bereich der Mehrwertsteuer 
eingerichtet. Diese Struktur erfüllt 
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Aufgaben: insbesondere folgende Aufgaben:

Begründung

Es sollte darauf hingewiesen werden, dass die Arbeit von Eurofisc auf einer Vorgehensweise 
auf der Ebene der Europäischen Union fußen wird.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten legen die Bereiche fest, 
die von der gemäß Absatz 1 geschaffenen 
Struktur zu untersuchen sind.

2. Die auf der Ebene der Europäischen 
Union gemäß Absatz 1 geschaffene 
Struktur setzt sich aus Beamten 
zusammen, die von den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten benannt 
werden.

Begründung

Es sollte darauf hingewiesen werden, dass die Arbeit von Eurofisc auf einer Vorgehensweise 
auf der Ebene der Europäischen Union fußen wird.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten benennen für jeden 
Untersuchungsbereich einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten, die damit 
betraut sind, die Erfüllung der in Absatz 1 
genannten Aufgaben zu beaufsichtigen 
und zu lenken. 

3. Die gemäß Absatz 1 auf der Ebene der 
Europäischen Union geschaffene 
Struktur legt den Untersuchungsbereich 
fest, in dem sie tätig sein wird.

Begründung

Es sollte darauf hingewiesen werden, dass die Arbeit von Eurofisc auf einer Vorgehensweise 
auf der Ebene der Europäischen Union fußen wird.
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Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 3a. Zwecks einer größeren Effizienz bei 
der Untersuchung von Fällen von 
Mehrwertsteuerbetrug in der 
Europäischen Union wird ein System der 
Anreize für die Beitreibung 
grenzüberschreitender Steuerforderungen 
erstellt, wobei die beigetriebene 
ungezahlte Mehrwertsteuer in fairer 
Weise zwischen dem Mitgliedstaat, der die 
Steuerforderung beigetrieben hat, und 
dem ersuchenden Mitgliedstaat aufgeteilt 
wird;

Begründung

Die Effizienz des Systems zur Beitreibung von Mehrwertsteuer in der EU sollte durch dessen 
Straffung erhöht werden, um so das Ausmaß des MwSt-Betrugs in der EU zu reduzieren. 
Wenn man bedenkt, dass ein Großteil der MwSt-Verluste auf Karussellbetrug zurückzuführen 
sind, sollte die EU mehr Anstrengungen darauf verwenden, die Effizienz der Zusammenarbeit 
von Steuerverwaltungen zu erhöhen. Zu diesem Zweck sollte ein Anreizsystem eingerichtet 
werden.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die gemäß Artikel 34 eingerichtete 
Struktur setzt sich aus von den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
benannten zuständigen Beamten 
zusammen. Diese Struktur wird von der 
Kommission technisch, 
verwaltungstechnisch und operativ 
unterstützt.

Die Kommission koordiniert, leitet und 
überwacht die Erfüllung der in Artikel 34 
Absatz 1 aufgeführten Aufgaben und 
leistet den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten technische, administrative 
und operative Hilfestellung.
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Begründung

Es sollte darauf hingewiesen werden, dass die Arbeit von Eurofisc auf einer Vorgehensweise 
auf der Ebene der Europäischen Union fußen wird; und zudem muss näher ausgeführt 
werden, welche Rolle die Kommission dabei übernimmt.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 39

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die gemäß Artikel 34 eingerichtete 
Struktur legt dem Ausschuss nach Artikel 
60 jährlich einen Tätigkeitsbericht vor.

Die gemäß Artikel 34 eingerichtete 
Struktur legt den Mitgliedstaten, dem 
Europäischen Parlament und dem 
Ausschuss nach Artikel 60 jährlich einen 
Tätigkeitsbericht vor.

Begründung

Es ist wichtig, dass Eurofisc eine offene und transparente Struktur erhält, und deshalb muss 
klargestellt werden, dass nicht nur der von der Kommission eingesetzte 
Verwaltungsausschuss die Eurofisc-Berichte einsehen darf.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 51 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten und die 
Kommission prüfen und bewerten das 
Funktionieren der in der vorliegenden 
Verordnung vorgesehenen Regelungen für 
die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden.  Insbesondere 
führen die Mitgliedstaaten Prüfungen über 
das Funktionieren durch. Die Kommission 
fasst die Erfahrungen der Mitgliedstaaten 
zusammen, um das Funktionieren dieser 
Regelungen zu verbessern.

1. Die Mitgliedstaaten, das Europäische 
Parlament und die Kommission prüfen 
und bewerten das Funktionieren der in der 
vorliegenden Verordnung vorgesehenen 
Regelungen für die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden. Insbesondere führen 
die Mitgliedstaaten Prüfungen über das 
Funktionieren durch. Die Kommission 
fasst die Erfahrungen der Mitgliedstaaten 
zusammen, um das Funktionieren dieser 
Regelungen zu verbessern, und wird den 
Mitgliedstaaten und dem Europäischen 
Parlament regelmäßig über die 
Ergebnisse Bericht erstatten.
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Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 51 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der 
Kommission sämtliche verfügbaren 
Informationen, die für die Anwendung 
dieser Verordnung sachdienlich sind.

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln dem 
Europäischen Parlament und der 
Kommission sämtliche verfügbaren 
Informationen, die für die Anwendung 
dieser Verordnung sachdienlich sind.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 51 – Absatz 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

9. Die Kommission kann den 
Mitgliedstaaten zur Erreichung der Ziele 
dieser Verordnung Expertise, technische 
Unterstützung, Kommunikationsmittel oder 
jede andere operative Unterstützung zur 
Verfügung stellen.

9. Die Kommission stellt den 
Mitgliedstaaten zur Erreichung der Ziele 
dieser Verordnung Expertise, technische 
Unterstützung, Kommunikationsmittel oder 
jede andere operative Unterstützung zur 
Verfügung.

Begründung

Es ist wichtig, dass die Kommission im Interesse einer gut funktionierenden Zusammenarbeit 
dafür verantwortlich ist, den Mitgliedstaaten zum Erreichen der Ziele mit Unterstützung und 
Expertise zur Seite zu stehen.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 52 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Sofern sich das betreffende Drittland 
verpflichtet hat, die für den Nachweis der 
Rechtswidrigkeit von mutmaßlich gegen 
die Mehrwertsteuervorschriften 
verstoßenden Umsätzen erforderliche 

2. Sofern sich das betreffende Drittland 
verpflichtet hat, die für den Nachweis der 
Rechtswidrigkeit von mutmaßlich gegen 
die Mehrwertsteuervorschriften 
verstoßenden Umsätzen erforderliche 
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Unterstützung zu leisten, können die nach 
Maßgabe der vorliegenden Verordnung 
eingeholten Informationen mit 
Zustimmung der zuständigen Behörden, 
die sie übermittelt haben, – unter 
Beachtung ihrer innerstaatlichen 
Vorschriften über die Weitergabe 
personenbezogener Daten an Drittländer – 
an das betreffende Drittland weitergegeben 
werden.

Unterstützung zu leisten, können die nach 
Maßgabe der vorliegenden Verordnung 
eingeholten Informationen mit 
Zustimmung der zuständigen Behörden, 
die sie übermittelt haben, – unter 
Beachtung ihrer innerstaatlichen 
Vorschriften über die Weitergabe 
personenbezogener Daten an Drittländer 
sowie in Übereinstimmung mit den 
Durchführungsbestimmungen der 
Richtlinie 95/46/EG und der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 – an das 
betreffende Drittland weitergegeben 
werden.

Begründung

Die in den europäischen Rechtsvorschriften enthaltenen Garantien im Hinblick auf den 
Datenschutz finden auch auf die Beziehungen zu Drittstaaten Anwendung. 

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 57 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Informationen, die im Rahmen der 
Durchführung dieser Verordnung in 
irgendeiner Form übermittelt oder 
gesammelt werden, einschließlich aller 
Informationen, die einem Beamten mit 
Rahmen der Bestimmungen des Kapitels 
VII, des Kapitels VIII, des Kapitels X 
sowie in den Fällen des Absatzes 2 
zugänglich waren, unterliegen der 
Geheimhaltungspflicht und genießen den 
Schutz, den das innerstaatliche Recht des 
Mitgliedstaats, der sie erhalten hat, und die 
für Stellen der Gemeinschaft geltenden 
einschlägigen Vorschriften für 
Informationen dieser Art gewähren. Sie 
können nur in den durch diese Verordnung 
festgelegten Umständen genutzt werden.

1. Die Informationen, die im Rahmen der 
Durchführung dieser Verordnung in 
irgendeiner Form übermittelt oder 
gesammelt werden, einschließlich aller 
Informationen, die einem Beamten mit 
Rahmen der Bestimmungen des Kapitels 
VII, des Kapitels VIII, des Kapitels X 
sowie in den Fällen des Absatzes 2 
zugänglich waren, unterliegen der 
Geheimhaltungspflicht und genießen den 
Schutz, den das innerstaatliche Recht des 
Mitgliedstaats, der sie erhalten hat, und die 
für Stellen der Gemeinschaft geltenden 
einschlägigen Vorschriften für 
Informationen dieser Art gewähren. Diese 
Informationen werden gleichermaßen 
durch die Richtlinie 95/46/EG und die 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 geschützt. 
Sie können nur in den durch diese 
Verordnung festgelegten Umständen 
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genutzt werden.

Begründung

Es ist zweckmäßig, ausdrücklich auf die in den europäischen Rechtsvorschriften enthaltenen 
Garantien im Hinblick auf den Datenschutz zu verweisen. 

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 57 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Jede Aufbewahrung oder jeder 
Austausch von Daten nach dieser 
Verordnung unterliegt den 
Durchführungsvorschriften zur Richtlinie 
95/46/EG. Zur korrekten Anwendung 
dieser Verordnung begrenzen die 
Mitgliedstaaten jedoch den 
Anwendungsbereich der in Artikel 10, 
Artikel 11 Absatz 1, Artikel 12 und Artikel 
21 der Richtlinie 95/46/EG genannten 
Pflichten und Rechte, soweit dies 
notwendig ist, um die in Artikel 13 
Buchstabe e jener Richtlinie genannten 
Interessen zu schützen.

5.  Jede Aufbewahrung oder jeder 
Austausch von Daten nach dieser 
Verordnung unterliegt den 
Durchführungsvorschriften zur Richtlinie 
95/46/EG und der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001. Zur korrekten Anwendung 
dieser Verordnung können die 
Mitgliedstaaten jedoch  den 
Anwendungsbereich der in Artikel 10, 
Artikel 11 Absatz 1, Artikel 12 und Artikel 
21 der Richtlinie 95/46/EG genannten 
Pflichten und Rechte durch legislative 
Maßnahmen begrenzen, soweit dies 
notwendig ist, um die in Artikel 13 
Buchstabe e jener Richtlinie genannten 
Interessen zu schützen. 

Begründung

Es ist zweckmäßig, ausdrücklich auf die in den europäischen Rechtsvorschriften enthaltenen 
Garantien im Hinblick auf den Datenschutz zu verweisen sowie auf die Notwendigkeit 
hinzuweisen, die Beschränkungen durch eine Rechtsvorschrift festzulegen.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 57 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5a. Die Mitgliedstaaten und die 
Kommission achten auf die Einhaltung 
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der in der Richtlinie 95/46/EG und der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 
enthaltenen Garantien für die betroffenen 
Personen, was die Transparenz und 
Bereitstellung von Informationen bei 
einem Zugriff auf personenbezogene 
Daten angeht.

Begründung

Es ist zweckmäßig, in den Rechtsakt einen ausdrücklichen Verweis auf die notwendige 
Transparenz gegenüber den betroffenen Personen aufzunehmen. 

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 59 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 (ca)  den höchsten Qualitätsstand der 
ausgetauschten Daten gegebenenfalls mit 
einem Höchstmaß an Transparenz 
sicherzustellen.

Begründung

Es ist für die Mitgliedstaaten wünschenswert, Daten von möglichst großer Qualität 
auszutauschen und zu erhalten, die den Erfordernissen der Transparenz genügen.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 59 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Mitgliedstaaten teilen der 
Kommission einmal jährlich die 
Umstände mit, unter denen ihnen ein 
anderer Mitgliedstaat möglicherweise eine 
Auskunft verweigert oder sie 
möglicherweise daran gehindert hat, eine 
von ihnen ordnungsgemäß beantragte 
behördliche Untersuchung 
durchzuführen. Dieser Mitgliedstaat ist 
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gehalten, der Kommission die 
Beweggründe für seine Weigerung 
mitzuteilen, eine Auskunft zu erteilen 
oder die beantragten Untersuchungen 
zuzulassen. Die Kommission wertet die ihr 
mitgeteilten Informationen aus und 
spricht geeignete Empfehlungen aus. 
Diese Empfehlungen werden an das 
Europäische Parlament und den Rat 
weitergeleitet.

Begründung

Um den Informationsaustausch zwischen den verschiedenen nationalen Behörden zu 
verbessern, sollte eine Weiterverfolgung der Fälle sichergestellt werden, in denen es ein 
Mitgliedstaat abgelehnt hat, Informationen zu übermitteln oder eine behördliche 
Untersuchung durchzuführen. 

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 60 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Wenn sich die nach dem Verfahren 
des Absatzes 2 ergriffenen Maßnahmen 
auf die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten beziehen oder 
sie betreffen, ist der Europäische 
Datenschutzbeauftragte zu Rate zu 
ziehen.

Begründung

Da sich die Durchführungsbestimmungen der vorliegenden Verordnung auf die Verarbeitung 
personenbezogener Daten auswirken können, ist es zweckmäßig, ein Gutachten des 
Europäischen Datenschutzbeauftragten einzuholen.
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BEGRÜNDUNG

EINLEITUNG
Bei dem vorliegenden Legislativvorschlag handelt es sich um die Neufassung der Verordnung 
(EG) Nr. 1798/2003 des Rates über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden und die 
Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer. Mit ihrem Vorschlag bezweckt die 
Kommission, den Mitgliedstaaten die Mittel für eine wirksamere Bekämpfung des 
grenzüberschreitenden Mehrwertsteuerbetrugs an die Hand zu geben. Darüber hinaus wird mit 
dem Vorschlag die derzeit geltende Verordnung in einigen Aspekten ergänzt und geändert, 
insbesondere mit Blick auf die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Einführung einer 
Struktur – Eurofisc –, die eine gezielte Zusammenarbeit mit dem Ziel der Betrugsbekämpfung 
ermöglicht.

VORGESCHICHTE: DER LETZTE BERICHT DER KOMMISSION
Bevor der Berichterstatter im Einzelnen auf den Vorschlag der Kommission eingeht, möchte 
er kurz den allgemeinen Rahmen zur Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs in der 
Europäischen Union ansprechen.

Steuerbetrug hat ernste Folgen für die Staatshaushalte, verstößt gegen den Grundsatz der 
Steuergerechtigkeit und kann Wettbewerbsverzerrungen verursachen und damit das 
Funktionieren des Binnenmarktes beeinträchtigen. Verzerrungen infolge von 
Mehrwertsteuerbetrug stören das allgemeine Gleichgewicht des Eigenmittelsystems, das 
gerecht und transparent sein muss, damit das reibungslose Funktionieren der Union 
gewährleistet ist. Da die Staaten ihre Einnahmeausfälle ausgleichen müssen, erhöht sich mit 
zunehmenden Betrugsfällen die Steuerbelastung steuerehrlicher Unternehmen. Obwohl nicht 
in allen Mitgliedstaaten Untersuchungen zur Größenordnung von 
Mehrwertsteuerhinterziehung und -betrug angestellt wurden, sind verschiedene Schätzungen 
veröffentlicht worden. Schätzungen der International VAT Association zufolge liegen die 
Mehrwertsteuerausfälle in der Europäischen Union zwischen 60 Milliarden und 
100 Milliarden EUR pro Jahr.

Wie den Ausschussmitgliedern bekannt ist, da diese Fragen in der letzten Wahlperiode im 
Rahmen des Berichtsentwurfs von Sharon Bowles über eine europäische Strategie zur 
Bekämpfung des Steuerbetrugs behandelt wurden, fällt die Betrugsbekämpfung zwar 
weitgehend in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, doch kann dieses Problem auf nationaler 
Ebene allein nicht gelöst werden. Der Kampf gegen Steuerbetrug muss ein 
Schwerpunktanliegen für die EU sein und erfordert eine enge Zusammenarbeit der 
einzelstaatlichen Verwaltungen untereinander und mit der Kommission. In diesem Sinn ist die 
Kommission dem vom Rat seit 2007 abgesteckten Weg gefolgt und hat eine Reihe legislativer 
Maßnahmen zur Verbesserung der Mehrwertsteuerverwaltung erarbeitet, die jedoch keine 
grundlegenden Änderungen des geltenden Systems bedingen.

Außerdem sollte auf den Sonderbericht Nr. 8 des Rechnungshofes aus dem Jahr 2007 
eingegangen werden, der sehr kritische Äußerungen an die Adresse der Mitgliedstaaten 
enthält. In seinem Bericht forderte der Rechnungshof die Mitgliedstaaten auf, der 
Verwaltungszusammenarbeit eine höhere Priorität einzuräumen, sowohl was den operativen 
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Informationsaustausch betrifft, als auch was das administrative Management der 
Zusammenarbeit angeht, und die direkte Kommunikation zwischen örtlichen Steuerprüfern 
als wirksames Mittel zur Beschleunigung des Informationsaustauschs zu fördern. Darüber 
hinaus schlug er unter anderem einige Verbesserungen in Bezug auf die Mehrwertsteuer-
Datenbank (MIAS) vor.

Inzwischen veröffentlichte die Kommission Anfang dieses Jahres einen Bericht über die 
Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 des Rates, um die es uns hier geht. Die 
wichtigsten Schlussfolgerungen des Berichts lassen sich wie folgt zusammenfassen:

 Zu viele Antworten auf Auskunftsersuchen erfolgen verspätet.

 Durch einen automatischen Zugang zu Datenbanken anderer Mitgliedstaaten würde 
die behördliche Zusammenarbeit beschleunigt.

 In den meisten Mitgliedstaaten gibt es kein organisiertes Feedback.

 Das Problem, dass die MwSt.-Identifikationsnummern nicht gültig sind und Daten 
nicht sofort berichtigt werden, besteht nach wie vor.

 Es bestehen nach wie vor praktische Probleme im Zusammenhang mit der 
Anwesenheit von Beamten eines Mitgliedstaats im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats, so zum Beispiel Sprachprobleme oder fehlende nationale 
Rechtsgrundlagen für eine solche Anwesenheit.

DIE WICHTIGSTEN ELEMENTE DES VORSCHLAGS
Nachstehend werden kurz die wichtigsten Neuerungen genannt, die mit diesem Vorschlag 
eingeführt werden.

Erstens werden die Befugnisse der Mitgliedstaaten bei der Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden zum Schutz der Mehrwertsteuereinnahmen aller Mitgliedstaaten 
erweitert. So wird in dem Verordnungsvorschlag ausdrücklich festgelegt, dass das Ziel der 
Verordnung nicht nur darin besteht, die korrekte Festsetzung der Mehrwertsteuer, sondern 
auch die Kontrolle der korrekten Anwendung der Mehrwertsteuer insbesondere auf 
grenzüberschreitende Umsätze sowie die Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs zu 
ermöglichen.

Zweitens wird in dem Vorschlag genau vorgegeben, welche Informationen von den 
Mitgliedstaaten zu sammeln sind, die den übrigen Mitgliedstaaten mittels eines elektronischen 
Datenbankensystems zur Verfügung gestellt werden müssen, und es werden gemeinsame 
Vorschriften für die zu sammelnden Informationen und die Nachprüfungen bei der 
Registrierung einer MwSt.-Identifikationsnummer in der Datenbank festgelegt. Ferner werden 
einheitliche Regeln für die Speicherung der in diesem Rahmen erhobenen Daten für einen 
Zeitraum von fünf Jahren vorgeschrieben. 

Generell wird eine Reihe von Verbesserungen im Bereich des Informationsaustauschs 
eingeführt, so zum Beispiel eine bessere Abgrenzung der Fälle, in denen die Mitgliedstaaten 
eine behördliche Ermittlung durchführen dürfen, einschließlich Abhilfemaßnahmen für den 
Fall, dass keine solche Ermittlung durchgeführt wird, eine bessere Definition der 
Bedingungen für den automatischen Informationsaustausch, einschließlich der Verwendung 
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von Standardformblättern und -dateien sowie die Einführung eines spontanen Austauschs und 
eines Feedback-Mechanismus, d. h. die Übermittlung von Informationen über die 
Verwendung der von einem anderen Mitgliedstaat übermittelten Informationen.

Die Kommission schlägt darüber hinaus die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Einführung 
einer Struktur - Eurofisc - vor, die eine gezielte Zusammenarbeit zur Betrugsbekämpfung 
ermöglicht. Der Kommission zufolge wird diese Struktur den multilateralen, zügigen und 
gezielten Austausch von Informationen ermöglichen, damit die Mitgliedstaaten bei neuen 
Arten von Betrug angemessen und koordiniert reagieren und sich auf eine gemeinsam 
organisierte Risikoanalyse stützen können. So schlägt die Kommission vor, dem Netzwerk 
EUROCANET („European Carrousel Network“), das vor einigen Jahren auf Initiative 
Belgiens eingerichtet wurde und von der Kommission unterstützt wird, offiziellen Charakter 
zu verleihen und es für alle Arten des grenzübergreifenden Betrugs zu öffnen. Nach Meinung 
der Experten für Betrugsbekämpfung hat die Arbeit von EUROCANET positive Ergebnisse 
erbracht.

Schließlich sei darauf hingewiesen, dass in der Verordnung auch geregelt ist, wer in welchem 
Fall ein Recht auf Zugang zu diesen Informationen hat. Der Europäische 
Datenschutzbeauftragte äußerte sich in einem Gutachten vom 30. Oktober 2009 zu dem 
Vorschlag und wies auf einige Aspekte hin, die verbessert werden könnten, damit die 
Einhaltung der europäischen Datenschutzvorschriften gewährleistet ist.

ÜBERLEGUNGEN DES BERICHTERSTATTERS
Die Vorlage dieses Legislativvorschlags ist eine gute Nachricht im Hinblick auf  die 
Bekämpfung des Steuerbetrugs. Der Vorschlag der Kommission wird vom Berichterstatter 
insgesamt positiv eingeschätzt und unterstützt.

In drei Bereichen sollte der Kommissionsvorschlag nach Ansicht des Berichterstatters 
verstärkt werden:

 Mit Blick auf Eurofisc sollte klar festgelegt werden, dass die neue Struktur 
Gemeinschaftscharakter hat, und außerdem sollte präzisiert werden, welche Rolle der 
Europäischen Kommission in diesem Rahmen zukommt.

 Um den Informationsaustausch zwischen den verschiedenen nationalen Behörden zu 
verbessern und die von der Kommission selbst in ihrem jüngsten Bericht aufgezeigten 
Schwachstellen auszuräumen, wird vorgeschlagen, dass die Europäische Kommission 
Fälle, in denen die Mitgliedstaaten sich geweigert haben, Informationen zu 
übermitteln oder Untersuchungen durchzuführen, systematisch weiterverfolgt.

 Schließlich schlägt der Berichterstatter im Einklang mit den berechtigten 
Befürchtungen, die von den Mitgliedern des Ausschusses für Wirtschaft und Währung 
anlässlich des ersten Meinungsaustauschs geäußert wurden, vor, den Empfehlungen 
des Europäischen Datenschutzbeauftragten Rechnung zu tragen, da der 
Informationsaustausch zwischen Steuerbehörden, wenngleich er hauptsächlich Daten 
über juristische Personen betrifft, auch die Verarbeitung von Daten über natürliche 
Personen einschließen kann. Wie der Europäische Datenschutzbeauftragte betont, 
müssen bei der Verarbeitung dieser Daten die Gemeinschaftsbestimmungen über den 
Datenschutz eingehalten werden.
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ANHANG: SCHREIBEN DES RECHTSAUSSCHUSSES

RECHTSAUSSCHUSS
VORSITZENDER

Unser Zeichen: D(2009)61475

Frau Sharon BOWLES
Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft und Währung
ASP 10G201
Brüssel

Betr.: Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der 
Mehrwertsteuer (Neufassung)
(KOM(2009)427 – C7-0165/2009 – 2009/0118(CNS))

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

der Rechtsausschuss, dessen Vorsitzender ich bin, hat den oben genannten Vorschlag gemäß 
Artikel 87 der Geschäftsordnung („Neufassung“) geprüft, der in die Geschäftsordnung des 
Europäischen Parlaments aufgenommen worden ist.

Absatz 3 dieses Artikels hat folgenden Wortlaut: 

„Ist der für Rechtsfragen zuständige Ausschuss der Auffassung, dass der Vorschlag keine 
anderen inhaltlichen Änderungen bewirkt als diejenigen, die darin als solche ausgewiesen 
sind, unterrichtet er den in der Sache zuständigen Ausschuss darüber. 

In diesem Falle sind – über die in den Artikeln 156 und 157 festgelegten Bedingungen hinaus 
– Änderungsanträge im in der Sache zuständigen Ausschuss nur dann zulässig, wenn sie Teile 
des Vorschlags betreffen, die Änderungen enthalten.

Beabsichtigt der in der Sache zuständige Ausschuss jedoch, gemäß Nummer 8 der 
Interinstitutionellen Vereinbarung, außerdem Änderungsanträge zu den kodifizierten Teilen 
des Vorschlags einzureichen, teilt er dem Rat und der Kommission unverzüglich seine Absicht 
mit. Die Kommission sollte dem Ausschuss vor der Abstimmung gemäß Artikel 54 ihren 
Standpunkt zu den Änderungsanträgen mitteilen und angeben, ob sie beabsichtigt, den 
Vorschlag für eine Neufassung zurückzuziehen.“
Entsprechend der Stellungnahme des Juristischen Dienstes des Europäischen Parlaments, 
dessen Vertreter an den Sitzungen der beratenden Gruppe teilnahmen, die den Vorschlag zur 
Neufassung geprüft hat, und im Einklang mit den Empfehlungen des Verfassers der 
Stellungnahme vertritt der Rechtsausschuss die Ansicht, dass dieser Vorschlag keine anderen 
inhaltlichen Änderungen enthält als diejenigen, die in dem Vorschlag oder in der 
Stellungnahme der beratenden Gruppe ausgewiesen sind, und dass der Vorschlag in Bezug 
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auf die Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen der vorangegangenen Rechtsakte 
zusammen mit diesen Änderungen eine reine Kodifizierung der vorhandenen Rechtstexte 
ohne inhaltliche Änderungen darstellt.

Der Rechtsausschuss war außerdem gemäß Artikel 87 der Geschäftsordnung der Auffassung, 
dass die in der Stellungnahme der vorgenannten beratenden Gruppe vorgeschlagenen 
technischen Anpassungen erforderlich sind, um zu gewährleisten, dass der Vorschlag den 
Bestimmungen für Neufassungen entspricht.

Nach der Erörterung des genannten Vorschlags in seiner Sitzung vom 11. November 2009 
empfiehlt der Rechtsausschuss mit 19 Ja-Stimmen und ohne Enthaltung, dass Ihr Ausschuss 
als federführender Ausschuss den Vorschlag im Einklang mit den Vorschlägen des 
Rechtsausschusses und mit Artikel 87 prüft. 

Mit freundlichen Grüßen

Klaus-Heiner LEHNE

Anl.: Stellungnahme der beratenden Gruppe
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ANHANG: STELLUNGNAHME DER BERATENDEN GRUPPE DER 
JURISTISCHEN DIENSTE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS, DES RATES 

UND DER KOMMISSION

BERATENDE GRUPPE
DER JURISTISCHEN DIENSTE

Brüssel, den 7. Oktober 2009

STELLUNGNAHME

FÜR DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT
DER RAT –
DIE KOMMISSION

Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer 
KOM(2009)427 vom 18.8.2009 – 2009/0118(CNS)

Gemäß der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 28. November 2001 über die 
systematischere Neufassung von Rechtsakten, insbesondere deren Nummer 9, hat die 
beratende Gruppe aus Vertretern der Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments, des 
Rates und der Kommission am 16. September 2009 eine Sitzung abgehalten, in der unter 
anderem der genannte von der Kommission vorgelegte Vorschlag geprüft wurde.

Nach Prüfung1 des Vorschlags für eine Verordnung des Rates mit dem Ziel der Neufassung 
der Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 des Rates vom 7. Oktober 2003 über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer und zur 
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 stellte die beratende Gruppe übereinstimmend 
fest:

(1) In der Einleitung des ersten Absatzes von Artikel 22 hätte den (doppelt 
durchgestrichenen) Worten „die folgenden“ die Worte „zu denen sie auch direkten Zugang 
haben kann“ – ebenfalls mit grauer Schattierung und doppelt durchgestrichen gekennzeichnet 
– hinzugefügt werden sollen.

(2) Die in Artikel 31 Absatz 2 vorgenommene Ersetzung des Wortes „gleichzeitige“ durch das 
Wort „multilaterale“, die durch Markierungen für eine inhaltliche Anpassung gekennzeichnet 
war, hätte durch Markierungen für eine Anpassung gekennzeichnet sein sollen.

1 Der beratenden Gruppe lagen die englische, französische und deutsche Sprachfassung des Vorschlags vor. Sie 
hat bei ihrer Prüfung die französische Fassung, d. h. die Originalfassung des Textes, zugrunde gelegt. 
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Nach Prüfung des Arbeitsdokuments gelangte die Arbeitsgruppe einstimmig zu der 
Schlussfolgerung, dass der Vorschlag keine anderen inhaltlichen Änderungen enthält als 
diejenigen, die in dem Vorschlag oder in der Stellungnahme der beratenden Gruppe 
ausgewiesen sind. In Bezug auf die Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen des 
früheren Rechtsakts mit diesen sachlichen Änderungen kam die Gruppe ferner zu dem 
Schluss, dass sich der Vorschlag auf eine reine Kodifizierung ohne inhaltliche Änderung des 
betreffenden Rechtsakts beschränkt.

C. PENNERA
Rechtsberater

J.-C. PIRIS
Rechtsberater

L. ROMERO REQUENA
Generaldirektor
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